
Aktuelles aus der Gesetzgebung 
und Rechtsprechung 02 | 2022

Daten für die Monate  
6/2022 bis 8/2022

 ↘ STEUERTERMINE
Fälligkeit:
USt, LSt = 10.6.22, 11.7.22, 10.8.22
ESt, KSt = 10.6.22
GewSt, GrundSt = 15.8.22 (16.8.22*)

Überweisungen (Zahlungsschonfrist):
USt, LSt = 13.6.22, 14.7.22, 15.8.22 
(16.8.22*)
ESt, KSt = 13.6.22
GewSt, GrundSt = 18.8.22 (19.8.22*)

*  Gilt für Bundesländer, in denen der 15.8.22  
 (Mariä Himmelfahrt) ein Feiertag ist.

Scheckzahlungen:
Bei Scheckzahlung muss der Scheck 
dem Finanzamt spätestens drei Tage 
vor dem Fälligkeitstag vorliegen!

 ↘BEITRÄGE SOZIALVERSICHERUNG

Fälligkeit Beiträge 6/22 = 28.6.22
Fälligkeit Beiträge 7/22 = 27.7.22
Fälligkeit Beiträge 8/22 = 29.8.22

 ↘ VERBRAUCHERPREISINDEX
(Veränderung gegenüber Vorjahr)

3/21 8/21 11/21 3/22
+ 2,0 % + 3,4 % + 6,0 % + 7,6 %

Für alle Steuerpflichtigen

Viertes Corona-Steuerhilfegesetz:  
Weitere Hilfsmaßnahmen in der Pipeline!

| Die Bundesregierung hat den Entwurf eines Vierten Corona-Steuerhilfegesetzes 
beschlossen. Neben einem steuerfreien Corona-Bonus für Pflegekräfte sieht das 
Gesetz vor allem Verlängerungen von bereits befristet eingeführten Maßnahmen 
(z. B. Homeoffice-Pauschale) vor.  |

Corona-Bonus für Pflegekräfte

Noch bevor der Pflegebonus gesetzlich 
verankert wurde, hat die Bundesregie-
rung im Entwurf des Vierten Corona-
Steuerhilfegesetzes die Weichen für 
eine Steuerfreiheit gestellt. 

Nach § 3 Nr. 11b Einkommensteuerge-
setz (EStG) sollen steuerfrei bleiben: 
„Zusätzlich zum ohnehin geschuldeten 
Arbeitslohn vom Arbeitgeber in der Zeit 
vom 18.11.2021 bis zum 31.12.2022 an 
seine Arbeitnehmer zur Anerkennung 
besonderer Leistungen während der Co-
ronakrise aufgrund bundes- oder lan-
desrechtlicher Regelungen gewährte 
Leistungen bis zu einem Betrag von 
3.000 EUR.“

Die Gesetzesbegründung führt weiter 
aus: „Die Auszahlung sollte dabei durch 
den Arbeitgeber erfolgen, und die Kos-

ten sollten durch den Bund erstattet 
werden. Neben dem Bund planen auch 
die Länder teilweise eigene Prämien-
zahlungen.“

Die Begünstigung soll Prämienzahlun-
gen aufgrund von Gesetzen im materiel-
len Sinne und aufgrund von Beschlüssen 
der Bundes- oder einer Landesregie-
rung umfassen. Nicht begünstigt sind 
freiwillige Leistungen des Arbeitgebers, 
die nicht infolge bundes- oder landes-
rechtlicher Regelungen gewährt werden.

Anspruchsberechtigt sind neben Pflege-
kräften auch weitere in Krankenhäusern 
sowie in Pflegeeinrichtungen und -diens-
ten tätige Arbeitnehmer. Dies schließt 
auch Auszubildende, Freiwillige im Sinne 
des § 2 des Bundesfreiwilligendienstge-
setzes und Freiwillige im Sinne des § 2 
des Jugendfreiwilligendienstegesetzes 
im freiwilligen sozialen Jahr ein.

Als begünstigte Einrichtungen sind u. a. 
vorgesehen: Krankenhäuser sowie am-
bulante Pflegedienste, die ambulante 
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Intensivpflege in Einrichtungen, Wohn-
gruppen oder sonstigen gemeinschaft-
lichen Wohnformen erbringen.

Homeoffice-Pauschale

Die Homeoffice-Pauschale soll um ein 
Jahr bis zum 31.12.2022 verlängert 
werden. Somit können Steuerpflichtige 
auch im Veranlagungszeitraum 2022 
für jeden Kalendertag, an dem sie ihre 
betriebliche oder berufliche Tätigkeit 
ausschließlich in der häuslichen Woh-
nung ausüben und keine außerhalb der 
häuslichen Wohnung belegene Betäti-
gungsstätte aufsuchen, einen Betrag 
von 5 EUR abziehen; höchstens aber 
600 EUR im Kalenderjahr.

Degressive Abschreibungen

Durch das Zweite Corona-Steuerhilfege-
setz vom 29.6.2020 können bewegliche 
Wirtschaftsgüter des Anlagevermö-
gens, die in 2020 und 2021 angeschafft 
oder hergestellt wurden, degressiv ab-
geschrieben werden. Dies ist sinnvoll, 
wenn Abschreibungsvolumen möglichst 
früh als Aufwand genutzt werden soll. 
Diese Regelung soll nun auch für Wirt-
schaftsgüter gelten, die im Jahr 2022 
angeschafft oder hergestellt werden.

Beachten Sie | Gewährt wird eine de-
gressive Abschreibung von 25 % 
(höchstens das 2,5-Fache der linearen 
Abschreibung). 

Verlängerte Investitionsfristen

Für die künftige (Investitionszeitraum 
von drei Jahren) Anschaffung oder Her-
stellung von abnutzbaren beweglichen 
Wirtschaftsgütern des Anlagevermö-
gens kann ein Investitionsabzugsbetrag 
(IAB) von bis zu 40 % (in nach dem 
31.12.2019 endenden Wirtschaftsjahren: 
50 %) der voraussichtlichen Anschaf-
fungs- oder Herstellungskosten gewinn-
mindernd geltend gemacht werden.

Für Fälle, in denen die Frist in 2022 ab-
läuft, soll diese um ein Jahr verlängert 
werden.

Beachten Sie | Mit dem Gesetz zur Mo-
dernisierung des Körperschaftsteuer-
rechts vom 25.6.2021 wurde der Investi-
tionszeitraum bereits auf fünf Jahre 
(Bildungsjahr 2017) bzw. auf vier Jahre 
(Bildungsjahr 2018) verlängert. Die 
Übersicht zeigt, welche Fristverlänge-
rungen in Abhängigkeit vom Jahr der 
Bildung gelten: 

Übersicht
Jahr der Bildung Späteste Auflösung 

2017 2023 (sechs Jahre)

2018 2023 (fünf Jahre)

2019 2023 (vier Jahre)

PRAXISTIPP | Ist eine Investition 
auch bis Ende 2023 nicht realisierbar, 
sollte wegen der damit verbundenen 
rückwirkenden Verzinsung eine freiwil-
lige IAB-Auflösung erwogen werden.

Beachten Sie | Auch die Reinvestiti-
onsfristen des § 6b EStG „Übertragung 
stiller Reserven bei der Veräußerung 
bestimmter Anlagegüter“ sollen um 
ein weiteres Jahr verlängert werden.

Erweiterte Verlustverrechnung

Der Verlustrücktrag soll ab dem Ver-
lustentstehungsjahr 2022 von einem 
Jahr auf zwei Jahre erweitert werden. 
Zudem sollen die mit dem Dritten Co-
rona-Steuerhilfegesetz vom 17.3.2021 
auf 10 Mio. EUR (bzw. auf 20 Mio. EUR 
bei Zusammenveranlagung) angehobe-
nen Grenzen beim Verlustrücktrag für 
die Veranlagungszeiträume 2022 und 
2023 beibehalten werden.

Kurzarbeitergeld

Die Förderung der steuerfreien Zu-
schüsse des Arbeitgebers zum Kurzar-
beitergeld soll um sechs Monate bis 
Ende Juni 2022 verlängert werden.

Verlängerte Steuererklärungsfristen

Für durch Angehörige der steuerbera-
tenden Berufe erstellte Steuererklä-
rungen ist Folgendes vorgesehen: 

 • Steuererklärung 2020: Verlängerung 
der Abgabe um drei weitere Monate 
bis Ende August 2022; Steuererklä-
rung 2021: Verlängerung um vier 
Monate bis Ende Juni 2023; Steuer-
erklärung 2022: Verlängerung um 
zwei Monate bis Ende April 2024.

Für nicht beratene Steuerpflichtige soll 
für das Veranlagungsjahr 2021 eine Ver-
längerung um zwei Monate bis Ende 
September 2022 erfolgen (für das Ver-
anlagungsjahr 2022: Verlängerung um 
einen Monat bis Ende August 2023).

Quelle | Viertes Gesetz zur Umsetzung steuer-
licher Hilfsmaßnahmen zur Bewältigung der Co-
ronakrise (Viertes Corona-Steuerhilfegesetz), 
Regierungsentwurf vom 16.2.2022

Für Arbeitgeber

Regierungsentwurf: 
Anhebung des  
Mindestlohns und  
der Grenze für Minijobs 

| Nach Plänen der Bundesregierung 
soll der Mindestlohn auf 12 EUR ange-
hoben werden. Zudem sind Änderungen 
bei Mini- und Midijobs geplant. |

Seit 1.1.2022 beträgt der Mindestlohn 
9,82 EUR pro Stunde. Er steigt zum 
1.7.2022 auf 10,45 EUR und soll dann ab 
1.10.2022 bei 12 EUR liegen.

Beachten Sie | Grundsätzlich berät 
die Mindestlohnkommission alle zwei 
Jahre über Anpassungen bei der Höhe 
des Mindestlohns. Die Umsetzung er-
folgt dann per Rechtsverordnung. Von 
diesem Prozedere will die Bundesregie-
rung nun einmalig abweichen. 

Minijobs und Midijobs

Derzeit gilt für eine geringfügige Be-
schäftigung eine monatliche Grenze 
von 450 EUR (Minijob). Künftig soll die 
Grenze nicht mehr statisch, sondern 
dynamisch ausgestaltet werden. 

Das ist geplant: Die Geringfügigkeits-
grenze bezeichnet das monatliche Ar-
beitsentgelt, das bei einer Arbeitszeit 
von zehn Wochenstunden zum Mindest-
lohn nach § 1 Abs. 2 S. 1 des Mindest-
lohngesetzes erzielt wird. Sie wird be-
rechnet, indem der Mindestlohn mit 130 
vervielfacht, durch drei geteilt und auf 
volle EUR aufgerundet wird. Das heißt: 
Beträgt der Mindestlohn 12 EUR, ergibt 
sich daraus eine Geringfügigkeitsgrenze 
von 520 EUR (12 EUR x 130 / 3).

Die Höchstgrenze für eine Beschäfti-
gung im Übergangsbereich – hier gelten 
für den Arbeitnehmer verminderte Bei-
träge zur Sozialversicherung – soll von 
monatlich 1.300 EUR auf 1.600 EUR an-
gehoben werden (Midijob). Der Arbeitge-
berbeitrag soll oberhalb der Geringfü-
gigkeitsgrenze zunächst auf die für einen 
Minijob zu leistenden Pauschalbeiträge 
in Höhe von 28 % angeglichen und glei-
tend auf den regulären Sozialversiche-
rungsbeitrag abgeschmolzen werden.

Quelle | Gesetz zur Erhöhung des Schutzes 
durch den gesetzlichen Mindestlohn und zu 
Änderungen im Bereich der geringfügigen Be-
schäftigung, Regierungsentwurf vom 23.2.2022; 
BMAS, Mitteilung vom 23.2.2022 „Gesetzlicher 
Mindestlohn steigt ab 1.10.2022 auf 12 EUR“
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Für alle Steuerpflichtigen

Aktuelles zum Kindergeldanspruch nach  
krankheitsbedingtem Ausbildungsabbruch 

| Ein Kindergeldanspruch wegen einer Berufsausbildung des Kindes ist nicht mehr 
möglich, wenn die Ausbildung wegen einer Erkrankung nicht nur unterbrochen, son-
dern beendet wurde. Handelt es sich aber um eine nur vorübergehende Erkrankung 
und ist das Kind nachweislich weiter ausbildungswillig, ist es nach Ansicht des 
Bundesfinanzhofs ggf. als ausbildungsplatzsuchendes Kind zu berücksichtigen. |

◼◼ Sachverhalt 

Die im Februar 1994 geborene Tochter (T) 
begann im Februar 2016 eine zweijäh-
rige schulische Ausbildung. Die Famili-
enkasse gewährte der Mutter (M) da-
her zunächst Kindergeld. Im Herbst 
2017 erfuhr die Familienkasse, dass T 
schon im März 2017 von der Schule ab-
gegangen war und ab September eine 
Vollzeitbeschäftigung aufgenommen 
hatte. Daher hob die Familienkasse die 
Kindergeldfestsetzung ab April 2017 auf. 

In der Folge versuchte M durch ver-
schiedene Atteste nachzuweisen, dass 
ihre Tochter die Schule nur wegen einer 
Erkrankung nicht mehr weiter besu-
chen konnte. Doch der Familienkasse 
genügte dies nicht. Sie forderte eine 
alle sechs Monate zu erneuernde ärzt-
liche Bescheinigung, aus der sich die 
Erkrankung und deren voraussichtli-
ches Ende ergeben. Außerdem hätte T 
schon im April 2017 erklären müssen, 
dass sie sich zum nächstmöglichen 
Zeitpunkt um eine Berufs- oder Schul-
ausbildung bewerben werde. 

Der dagegen gerichteten Klage gab 
das Finanzgericht Baden-Württem-
berg für die Monate April bis Septem-
ber 2017 statt. Dabei ging es davon 
aus, dass sich die T weiter in einer 
Ausbildung befunden habe. Der Bun-
desfinanzhof sah das aber anders.

Für volljährige Kinder, die das 25. Le-
bensjahr noch nicht vollendet haben, 
kommt nach § 32 Abs. 4 Einkommen-
steuergesetz (EStG) ein Kindergeldan-
spruch u. a. dann in Betracht, wenn 

 • sie sich in einer Berufsausbildung 
befinden, 

 • sich vergeblich um einen Ausbil-
dungsplatz bemühen oder

 • sich wegen einer Behinderung 
nicht selbst unterhalten können. 

Eine Berücksichtigung als „in Ausbil-
dung befindliches Kind“ setzt voraus, 
dass das Ausbildungsverhältnis weiter 
besteht. Hieran fehlt es, wenn das Kind 
(wie im Streitfall) während der Ausbil-
dung erkrankt und das Ausbildungs-

verhältnis durch Abmeldung von der 
Schule, Kündigung oder Aufhebungs-
vertrag beendet wird. 

In einem solchen Fall kommt eine Be-
rücksichtigung als ausbildungsplatz-
suchendes Kind in Betracht. Ist ein 
Kind aus Krankheitsgründen gehindert, 
sich um einen Ausbildungsplatz zu be-
werben oder diesen anzutreten, sind 
strenge Voraussetzungen zu beachten: 

 • So darf die gesundheitliche Beein-
trächtigung regelmäßig mit hoher 
Wahrscheinlichkeit nicht länger 
als sechs Monate andauern. 

 • Zudem ist die Ausbildungswillig-
keit des Kindes für den entspre-
chenden Zeitraum nachzuweisen.

MERKE | Als Nachweis sind mehrere 
Beweismittel möglich. Es wird aber re-
gelmäßig nicht ausreichen, wenn der 
Kindergeldberechtigte 
• die Familienkasse zunächst unter 

Verstoß gegen seine Mitwirkungs-
pflicht nicht über den krankheitsbe-
dingten Abbruch einer Ausbildung 
oder der Bemühungen um eine Aus-
bildungsstelle informiert, 

• der Familienkasse damit die Mög-
lichkeit der zeitnahen Anforderung 
eines Nachweises der Ausbildungs-
willigkeit nimmt und 

• die Ausbildungswilligkeit des voll-
jährigen Kindes erst im Nachhinein 
rückwirkend pauschal behauptet. 

Beachten Sie | Bei voraussichtlich län-
ger als sechs Monate andauernder Er-
krankung kommt ggf. eine Berücksichti-
gung als behindertes Kind in Betracht. 

Der Bundesfinanzhof hat den Streitfall 
an das Finanzgericht zurückverwiesen. 
Hier sind nun nähere Feststellungen da-
zu zu treffen, ob die Tochter als ausbil-
dungsplatzsuchendes oder behindertes 
Kind berücksichtigt werden kann.

Quelle | BFH-Urteil vom 31.8.2021, Az. III R 
41/19, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 227445; 
BFH-PM Nr. 3/22 vom 10.2.2022

Für alle Steuerpflichtigen

Bundesregierung schnürt 
Entlastungspakete wegen 
hoher Energiepreise

| Wegen der hohen Energiepreise hat 
die Bundesregierung ein Entlastungs-
paket auf den Weg gebracht. So soll die 
EEG-Umlage nicht erst zum Jahresende, 
sondern bereits zum 1.7.2022 entfallen. 
Aus steuerlicher Sicht ist insbesondere 
auf folgende Aspekte hinzuweisen: |

Grundsätzlich beträgt die Pendlerpau-
schale 0,30 EUR je Entfernungskilome-
ter. Seit dem Veranlagungszeitraum 2021 
gilt ab dem 21. Kilometer eine Pauschale 
von 0,35 EUR. Eine weitere Erhöhung 
(auf dann 38 Cent) war für 2024 bis 2026 
vorgesehen, die nun bereits rückwirkend 
ab dem 1.1.2022 gelten soll. 

Zu dem gleichen Datum soll der Arbeit-
nehmer-Pauschbetrag um 200 EUR auf 
1.200 EUR erhöht werden. 

Der Grundfreibetrag, bis zu dessen Höhe 
keine Einkommensteuer gezahlt werden 
muss, soll ab 1.1.2022 von 9.984 EUR auf 
10.347 EUR steigen.

Energiepreispauschale,  
Familienzuschuss etc.

Am 23.3.2022 hat sich die Bundesregie-
rung auf weitere Maßnahmen verstän-
digt. Hier ein Überblick:

Die Energiesteuer auf Kraftstoffe soll 
für drei Monate auf das europäische 
Mindestmaß gesenkt werden.

Alle einkommensteuerpflichtigen Er-
werbstätigen (Steuerklassen 1 bis 5) 
sollen einmalig eine Energiepreispau-
schale von 300 EUR als Zuschuss zum 
Gehalt erhalten. Die Auszahlung soll 
über die Lohnabrechnung erfolgen und 
der Einkommensteuer unterliegen. 
Selbstständige sollen einen Vorschuss 
über eine einmalige Senkung ihrer Ein-
kommensteuer-Vorauszahlung erhalten.

Für jedes Kind soll ein Einmalbonus von 
100 EUR über die Familienkassen aus-
gezahlt werden. Der Bonus wird auf den 
Kinderfreibetrag angerechnet.

Quelle | Steuerentlastungsgesetz 2022, Regie-
rungsentwurf vom 16.3.2022; Ergebnis des Koa-
litionsausschusses vom 23.3.2022: „Maßnah-
menpaket des Bundes zum Umgang mit den 
hohen Energiekosten“
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Für Unternehmer

Vorsteuerabzug bei Ist-Versteuerung  
erst bei Zahlung

| „Ist-Versteuerer“ müssen ihre Umsätze nach § 20 Umsatzsteuergesetz (UStG) erst 
versteuern, wenn sie die Zahlungen erhalten haben. Leistungsempfänger können 
die Vorsteuer dagegen unabhängig von der Besteuerung des Leistenden mit der 
Leistungsausführung abziehen. So sieht es das deutsche Umsatzsteuerrecht vor. 
Der Europäische Gerichtshof hat aber nun eine andere Meinung vertreten. |

Hintergrund: Bei der Soll-Besteuerung 
ist die Umsatzsteuer grundsätzlich mit 
der Leistungsausführung abzuführen, 
was die Liquidität belasten kann. Unter 
Voraussetzungen (z. B. Umsatz im vor-
angegangenen Jahr nicht mehr als 
600.000 EUR) kann eine Besteuerung per 
Antrag auch erst im Vereinnahmungs-
zeitpunkt erfolgen (Ist-Besteuerung).

Nach Ansicht der Finanzverwaltung 
entsteht das Vorsteuerabzugsrecht un-
abhängig von der Besteuerung des 
Leistenden im Zeitpunkt des Leistungs-
bezugs. Wesentliche Bedingungen sind 
die Leistungsausführung und der Emp-
fang der Rechnung. 

Der Europäische Gerichtshof hat jetzt 
aber Folgendes herausgestellt: „Art. 167 
der Mehrwertsteuerrichtlinie ist dahin 
auszulegen, dass er einer nationalen 
Regelung entgegensteht, nach der das 
Recht auf Vorsteuerabzug bereits im 

Zeitpunkt der Ausführung des Umsat-
zes entsteht, wenn der Steueranspruch 
gegen den Lieferer oder Dienstleis-
tungserbringer nach einer nationalen 
Abweichung gemäß Art. 66 Abs. 1 
Buchst. b der Mehrwertsteuerrichtlinie 
erst bei Vereinnahmung des Entgelts 
entsteht und dieses noch nicht gezahlt 
worden ist.“

PRAXISTIPP | Das Urteil ist für alle 
Unternehmen bedeutend. Denn Leis-
tungsempfänger können in der Regel 
gar nicht erkennen, wie der leistende 
Unternehmer seine Umsatzsteuer be-
rechnet. Man darf also gespannt sein, 
wie der Gesetzgeber bzw. die Finanz-
verwaltung reagieren werden. Bis dahin 
dürfte aber Bestandsschutz bestehen.

Quelle | EuGH-Urteil vom 10.2.2022, Rs. C-9/20 
„Grundstücksgemeinschaft Kollaustraße 136“, 
unter www.iww.de, Abruf-Nr. 227487

Für Arbeitnehmer

Doppelter Haushalt: 
Zweitwohnungssteuer 
fällt nicht unter  
die 1.000 EUR-Grenze

| Bei einer beruflich veranlassten 
doppelten Haushaltsführung können 
Arbeitnehmer Unterkunftskosten nur 
bis maximal 1.000 EUR im Monat als 
Werbungskosten abziehen. Das Finanz-
gericht München ist nun der Meinung, 
dass eine Zweitwohnungssteuer für das 
Unterhalten einer Wohnung am Ort der 
ersten Tätigkeitsstätte nicht zu diesen 
Unterkunftskosten zählt. Die Aufwen-
dungen sind demnach zusätzlich zu 
dem Höchstbetrag als Werbungskosten 
abziehbar. |

Das Finanzgericht hat damit der Ansicht 
des Bundesfinanzministeriums wider-
sprochen, wonach der Höchstbetrag 
auch die Aufwendungen für die Zweit-
wohnungssteuer umfasst. 

Beachten Sie | Da gegen diese Ent-
scheidung die Revision anhängig ist, 
können derartige Fälle per Einspruch 
offengehalten werden. 

Weiterführender  
Hinweis

Bereits 2019 hat der Bundesfinanzhof 
entschieden, dass Aufwendungen für 
Einrichtungsgegenstände und Hausrat 
(soweit sie notwendig sind) nicht zu den 
Unterkunftskosten zählen. Diese Ent-
scheidung hat das Bundesfinanzminis-
terium inzwischen akzeptiert. 

Zur Angemessenheit der Kosten bei ei-
ner doppelten Haushaltsführung ver-
tritt die Finanzverwaltung folgende Auf-
fassung: 

 • Übersteigen die Anschaffungskos-
ten für Einrichtung und Ausstattung 
der Zweitwohnung (ohne Arbeits-
mittel) insgesamt nicht den Betrag 
von 5.000 EUR (einschließlich Um-
satzsteuer), ist davon auszugehen, 
dass es sich um notwendige Mehr-
aufwendungen der doppelten 
Haushaltsführung handelt.

Quelle | FG München, Urteil vom 26.11.2021, 
Az. 8 K 2143/21, Rev. BFH: Az. VI R 30/21, unter 
www.iww.de, Abruf-Nr. 227259; BMF-Schrei-
ben vom 25.11.2020, Az. IV C 5 - S 2353/19/10011 
:006, Rz. 108

Für alle Steuerpflichtigen

Steuernachzahlungen und -erstattungen:  
Geplant ist ein Zinssatz von 0,15 % pro Monat
| Nach einem Gesetzentwurf der Bundesregierung soll der Zinssatz für Steuer-
nachforderungen und -erstattungen (§ 233a Abgabenordnung [AO]) für Verzin-
sungszeiträume ab 1.1.2019 rückwirkend auf 0,15 % pro Monat (das heißt 1,8 % 
pro Jahr) gesenkt werden. Die Angemessenheit dieses Zinssatzes ist dann unter 
Berücksichtigung der Entwicklung des Basiszinssatzes nach § 247 BGB wenigs-
tens alle drei Jahre zu evaluieren. Die erste Evaluierung soll spätestens zum 
1.1.2026 erfolgen. |

Hintergrund

Das Bundesverfassungsgericht hat 2021 
entschieden, dass der bei der Verzin-
sung von Steuernachforderungen und 
-erstattungen angewandte Zinssatz von 
0,5 % pro Monat seit 2014 nicht mit dem 
Grundgesetz vereinbar ist. Für Verzin-
sungszeiträume bis Ende 2018 ist jedoch 
keine Neuregelung notwendig. Vielmehr 
wurde der Gesetzgeber verpflichtet, bis 
zum 31.7.2022 eine Neuregelung zu tref-
fen, die sich rückwirkend auf alle Ver-
zinsungszeiträume ab 2019 erstreckt. 

Beachten Sie | Der Beschluss des 
Bundesverfassungsgerichts erstreckt 
sich ausdrücklich nicht auf andere Ver-
zinsungstatbestände nach der AO (Stun-
dungs-, Hinterziehungs- und Ausset-
zungszinsen). Nach der vorliegenden 
Gesetzesbegründung muss die Frage, ob 
und inwieweit auch hier eine Anpassung 
erforderlich ist, noch geprüft werden.

Quelle | Zweites Gesetz zur Änderung der 
Abgabenordnung und des Einführungsgeset-
zes zur Abgabenordnung, Regierungsentwurf 
vom 30.3.2022
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Für Unternehmer

Umsatzsteuerliche Organschaft: Festsetzungen 
sollten offengehalten werden!

| Der Bundesfinanzhof hat dem Europäischen Gerichtshof die Frage vorgelegt, wer 
bei einer umsatzsteuerlichen Organschaft die Umsatzsteuer schuldet. Ist es – wie es 
das deutsche Umsatzsteuergesetz (UStG) vorsieht – der Organträger oder vielmehr 
der Organkreis (die Mehrwertsteuergruppe)? Inzwischen liegen die Schlussanträge 
der Generalanwältin vor. Sollte der Europäische Gerichtshof ihrer Sichtweise folgen, 
könnte dies immense Auswirkungen für den deutschen Fiskus haben. |

Hintergrund

Nach § 2 Abs. 2 Nr. 2 UStG wird die ge-
werbliche oder berufliche Tätigkeit nicht 
selbstständig ausgeübt, wenn eine  
juristische Person nach dem Gesamtbild 
der tatsächlichen Verhältnisse finanzi-
ell, wirtschaftlich und organisatorisch 
in das Unternehmen des Organträgers 
eingegliedert ist (Organschaft). Die 
Wirkungen der Organschaft sind auf In-
nenleistungen zwischen den im Inland 
gelegenen Unternehmensteilen be-
schränkt. Diese Unternehmensteile sind 
als ein Unternehmen zu behandeln. 

Durch die Organschaft werden also meh-
rere Unternehmen zu einem Steuer-
pflichtigen zusammengefasst. Leis-
tungsbeziehungen zwischen diesen Un-
ternehmen werden nicht besteuert. 

Der Organträger ist Steuerschuldner 
auch für die Umsätze, die andere ein-
gegliederte Organgesellschaften ge-
genüber Dritten ausführen.

Schlussanträge und Empfehlungen

Die Generalanwältin Laila Medina hält 
die deutsche Regelung im Grundsatz für 
nicht EU-rechtskonform. Ihrer Ansicht 
nach ist die EU-Regelung dahin auszule-
gen, dass sie der Regelung eines Mit-
gliedstaats entgegensteht, die nur das 
die Gruppe beherrschende Mitglied (Or-
ganträger) unter Ausschluss der übrigen 
Mitglieder der Gruppe als Vertreter der 
Mehrwertsteuergruppe und als Steuer-
pflichtigen dieser Gruppe bestimmt.

Beachten Sie | Im Gegensatz zum 
deutschen Recht hält die Generalan-
wältin auch steuerpflichtige Umsätze 
zwischen den Gruppenmitgliedern für 
möglich. Dies hat der Europäische Ge-
richtshof aber bisher anders gesehen.

Wie bereits erwähnt, handelt es sich 
vorerst „nur“ um Schlussanträge. Ab-
zuwarten bleiben also die Entscheidun-
gen des Europäischen Gerichtshofs 
und des Bundesfinanzhofs.

Sofern hier der Sichtweise der Gene-
ralanwältin gefolgt wird, ist nicht mehr 
der Organträger Steuerschuldner für 
die Umsätze der Organschaft. Inso-
fern dürften die gegen den Organträ-
ger erlassenen Umsatzsteuer-Be-
scheide rechtswidrig sein. Daher steht 
im Raum, dass die an das Finanzamt 
abgeführte Umsatzsteuer zurückver-
langt werden kann, wenn dies verfah-
rensrechtlich noch möglich ist. Es ist 
jedoch ebenfalls vorstellbar, dass letzt-
lich „kreative Lösungen“ gefunden 
werden, um einen fiskalischen Total-
ausfall zu vermeiden.

Beachten Sie | Grundsätzlich (unter 
Ausblendung des Einzelfalls) ist zu 
empfehlen, etwaige Umsatzsteuer-
Festsetzungen vorerst offenzuhalten.

Quelle | Schlussanträge der Generalanwäl-
tin Laila Medina vom 13.1.2022, Rs. C-141/20; 
BFH, Beschluss vom 11.12.2019, Az. XI R 16/18, 
EuGH, Rs. C-141/20; Schlussanträge der Ge-
neralanwältin Laila Medina vom 27.1.2022, Rs. 
C-269/20; BFH, Beschluss vom 7.5.2020, Az. V 
R 40/19, EuGH, Rs. C-269/20

Für Kapitalanleger

Erneut keine Vorabpauschale bei Fonds zu versteuern
| Wegen des negativen Basiszinses wird (wie in 2021) auch für 2022 keine zu ver-
steuernde Vorabpauschale erhoben. Die Vorabpauschale ist der Betrag, um den 
die Ausschüttungen eines Investmentfonds innerhalb eines Kalenderjahrs den 
Basisertrag für dieses Kalenderjahr unterschreiten. Da der Basisertrag wegen 
des negativen Basiszinses negativ ist, ist eine Unterschreitung des Basisertrags 
nicht möglich (BMF-Schreiben vom 7.1.2022, Az. IV C 1 - S 1980-1/19/10038 :005). |

Für Arbeitnehmer

Keine Werbungskosten 
für privat mitveranlasste 
Israelreise einer  
Religionslehrerin
| Die Aufwendungen einer Religions-
lehrerin für eine Israelreise sind keine 
Werbungskosten, wenn die Reise so-
wohl beruflich als auch privat veran-
lasst ist und sich die beiden Veranlas-
sungsbeiträge nicht trennen lassen. |

◼◼ Sachverhalt 

Eine Lehrerin (L) unterrichtete u. a. das 
Fach Religion an einem katholischen 
Privatgymnasium. In den Herbstferien 
2019 nahm sie an einer vom Schulträ-
ger organisierten Studienfahrt nach 
Israel teil, die ausschließlich für Religi-
onslehrer/innen veranstaltet wurde. 
Das Programm der einwöchigen Reise 
umfasste u. a. Jerusalem, Haifa, Naza-
reth und Gottesdienste.

Das Finanzamt erkannte die von L be-
gehrten Werbungskosten für den von 
ihr selbst getragenen Reisepreis sowie 
für Verpflegungsmehraufwendungen 
nicht an. Die eingelegte Klage hat das 
Finanzgericht Münster abgewiesen.

Die berufliche (Mit-)Veranlassung der 
Reise wurde durch das von der L vorge-
legte Reisekonzept, das Reisetagebuch 
und die Lehrpläne belegt.

Die Reise war aber auch privat veran-
lasst. Dies folgt aus dem Programm, das 
nahezu ausschließlich Ziele von allge-
mein-touristischem und kulturellem In-
teresse enthielt, die auch von privaten 
Touristen besucht würden. Hiergegen 
sprachen auch die Gottesdienste nicht, 
da diese in erster Linie Ausdruck der 
höchstpersönlichen Religionsausübung 
sind. Das Finanzgericht berücksichtigte 
auch, dass sich der Arbeitgeber der L 
nicht an den Kosten beteiligt hatte.

Die beruflichen und privaten Veranlas-
sungsmomente der Reise waren jeweils 
nicht von untergeordneter Bedeutung. 
Eine Trennung nach objektiven Kriterien 
schied aus, da kein Programmpunkt ein-
deutig ausschließlich dem einen oder 
anderen Bereich zuzuordnen war. Insbe-
sondere war keine Abgrenzung nach 
Zeitanteilen möglich.

Quelle | FG Münster, Urteil vom 27.1.2022, Az. 
1 K 224/21 E, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 
227547; FG Münster, Newsletter Februar 2022
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Für alle Steuerpflichtigen

Steuerermäßigung für 
Handwerkerleistungen:  
Berechnungen eines 
Statikers sind  
nicht begünstigt

| Für die Leistung eines Statikers (im 
Streitfall: statische Berechnung) kann 
eine Steuerermäßigung nach Ansicht 
des Bundesfinanzhofs auch dann nicht 
gewährt werden, wenn diese für die 
Durchführung einer begünstigten 
Handwerkerleistung erforderlich war. |

Hintergrund: Für die Inanspruchnahme 
von Handwerkerleistungen erhalten 
Steuerpflichtige eine Steuerermäßigung 
in Höhe von 20 % der Aufwendungen 
(nur Lohnkosten), höchstens jedoch 
1.200 EUR im Jahr.

◼◼ Sachverhalt 

Ein Handwerksbetrieb wurde mit dem 
Austausch schadhafter Dachstützen 
beauftragt. Nach Einschätzung des 
Handwerksbetriebs war für die fachge-
rechte Ausführung dieser Arbeiten zu-
nächst eine statische Berechnung er-
forderlich, die sodann auch von einem 
Statiker durchgeführt wurde. Neben 
der – unstreitigen – Steuerermäßigung 
für die Handwerkerleistung (Dachstüt-
zenaustausch) beantragten die Steuer-
pflichtigen diese auch für die Leistung 
des Statikers. Doch dies lehnte der 
Bundesfinanzhof ab und hob die an-
derslautende Entscheidung des Finanz-
gerichts Baden-Württemberg auf.

Die Steuerermäßigung kann nicht ge-
währt werden, da ein Statiker grund-
sätzlich nicht handwerklich tätig ist. Er 
erbringt ausschließlich Leistungen im 
Bereich der Planung und rechnerischen 
Überprüfung von Bauwerken. 

Die Steuerermäßigung kann (so der 
Bundesfinanzhof) auch nicht auf die er-
forderliche statische Berechnung für 
die Durchführung der Handwerkerleis-
tungen gestützt werden. Denn die Leis-
tungen des Handwerkers und diejenige 
des Statikers sind für die Gewährung der 
Steuerermäßigung getrennt zu betrach-
ten. Allein die sachliche Verzahnung bei-
der Gewerke führt nicht zu einer Um-
qualifizierung der statischen Berech-
nung in eine Handwerksleistung. 

Quelle | BFH-Urteil vom 4.11.2021, Az. VI R 
29/19, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 227809; 
BFH-PM Nr. 6/22 vom 3.3.2022

Für Arbeitgeber

Firmenwagen: Wechsel der Bewertungsmethode 
auch rückwirkend möglich

| Kann der Arbeitnehmer einen Firmenwagen dauerhaft für Fahrten zwischen 
Wohnung und erster Tätigkeitsstätte nutzen, ist die 0,03  %-Regelung auch für 
Kalendermonate anzuwenden, in denen das Fahrzeug nicht für derartige Fahrten 
genutzt wurde. Dies ist gerade in Homeoffice-Zeiten alles andere als optimal.  
Doch jetzt gibt es eine erfreuliche Kehrtwende des Bundesfinanzministeriums. 
Danach kann der Arbeitgeber rückwirkend eine Einzelbewertung vornehmen. |

Wird der geldwerte Vorteil nach der  
1 %-Regelung ermittelt, müssen Arbeit-
nehmer zusätzlich monatlich 0,03 % des 
Listenpreises für jeden Entfernungski-
lometer versteuern, wenn der Dienstwa-
gen auch für Fahrten zwischen Woh-
nung und erster Tätigkeitsstätte über-
lassen wird. Wird der Pkw aber monat-
lich an weniger als 15 Tagen für diese 
Fahrten genutzt, können sie die Einzel-
bewertung wählen. Sie müssen dann pro 
Fahrt nur 0,002 % des Listenpreises pro 
Entfernungskilometer versteuern.

Beachten Sie | Hat der Arbeitgeber 
mit Wirkung für die Zukunft kein Nut-
zungsverbot ausgesprochen, dann ist 
der pauschale Nutzungswert auch an-
zusetzen, wenn aufgrund arbeitsver-
traglicher Vereinbarung oder anderer 
Umstände Fahrten zur ersten Tätig-
keitsstätte nicht arbeitstäglich anfallen 
(z. B. aufgrund Teilzeitvereinbarung, 
Homeoffice, Dienstreisen, Kurzarbeit, 
Auslandsaufenthalt). 

Es bleibt zwar dabei, dass die Methode 
während des Jahres nicht gewechselt 
werden darf. Neu ist aber dieser Passus 

im Schreiben des Bundesfinanzministe-
riums: „Eine rückwirkende Änderung 
des Lohnsteuerabzugs (Wechsel von der 
0,03 %-Regelung zur Einzelbewertung 
oder umgekehrt für das gesamte Kalen-
derjahr) ist im laufenden Kalenderjahr 
und vor Übermittlung oder Ausschrei-
bung der Lohnsteuerbescheinigung je-
doch grundsätzlich im Rahmen des  
§ 41c Einkommensteuergesetz möglich.“

Beachten Sie | Diese neue Sichtweise 
gilt nun auch für einen Wechsel von der 
pauschalen Nutzungswertmethode zur 
Fahrtenbuchmethode oder umgekehrt 
für das gesamte Kalenderjahr.

PRAXISTIPP | Bei ihrer Einkommen-
steuerveranlagung sind Arbeitnehmer 
nicht an eine im Lohnsteuerabzugsver-
fahren angewandte 0,03 %-Regelung 
gebunden. Sie können für das gesamte 
Jahr zur Einzelbewertung wechseln 
oder die Fahrtenbuchmethode nutzen, 
sofern ein ordnungsgemäßes Fahrten-
buch ganzjährig geführt wurde.

Quelle | BMF-Schreiben vom 3.3.2022, Az. IV 
C 5 - S 2334/21/10004 :001, unter www.iww.de, 
Abruf-Nr. 228043

Für alle Steuerpflichtigen

Broschüre mit Steuertipps für Existenzgründer
| Das Finanzministerium Nordrhein-Westfalen hat seine Broschüre mit Steuer-
tipps für Existenzgründer aktualisiert (Stand: Juli 2021). Die 70-seitige Broschüre 
(unter www.iww.de/s6252) enthält z. B. Informationen zum Gründungszuschuss 
und zeigt, wie eine umsatzsteuerliche Rechnung aussehen muss. |

Für Arbeitnehmer

Entlastung für Alleinerziehende bei der Lohnsteuer: 
Erhöhungsbetrag ab dem zweiten Kind nur auf Antrag 

| Für Alleinerziehende beträgt der Entlastungsgrundbetrag 4.008 EUR im Jahr. Ab 
2022 wird er beim Lohnsteuerabzug im Rahmen der Steuerklasse II berücksichtigt. 
Das Finanzministerium Schleswig-Holstein (ESt-Kurzinfo Nr. 2022/3 vom 6.1.2022) 
hat darauf hingewiesen, dass der ab dem zweiten Kind zu gewährende Erhöhungsbe-
trag von 240 EUR nur auf Antrag des Steuerpflichtigen in ELStAM (Elektronische 
LohnSteuerAbzugsMerkmale) als Freibetrag berücksichtigt werden kann. Wird kein 
Antrag gestellt, wirkt sich der erhöhte Betrag (erst) über die Steuererklärung aus. |
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Für Arbeitgeber

Beitragsfreie Entgeltumwandlungen in  
der Sozialversicherung deutlich erschwert

| Die Spitzenorganisationen der Sozialversicherung haben neue Anforderungen an 
das Zusätzlichkeitserfordernis für beitragsfreie Arbeitgeberleistungen festgelegt. 
Da sie sich dabei an dem Steuerrecht orientiert haben, ist die Sichtweise nun restrik-
tiver als bisher. Die geänderte Auffassung gilt (auch in Bestandsfällen) spätestens für 
Entgeltabrechnungszeiträume ab dem 1.1.2022. |

Hintergrund: Nach § 1 der Sozialversi-
cherungsentgeltverordnung (SvEV) zäh-
len bestimmte Einnahmen, Beiträge und 
Zuwendungen nicht zum Arbeitsentgelt, 
wenn sie zusätzlich zu den Löhnen oder 
Gehältern gewährt werden. Für die 
Steuerfreiheit oder Pauschalbesteue-
rung bestimmter Zuwendungen sieht 
bereits das Steuerrecht das Zusätzlich-
keitserfordernis vor (z. B. für Kindergar-
tenzuschüsse).

Bislang wurde angenommen, dass im 
Sozialversicherungsrecht eine Entgelt-
umwandlung dann zur Beitragsfreiheit 
der daraus resultierenden Arbeitge-
berleistung führt, wenn der Verzicht 
ernsthaft gewollt und nicht nur vorü-
bergehend sowie auf künftig fällig wer-
dende Arbeitsentgeltbestandteile ge-
richtet und arbeitsrechtlich zulässig ist. 

Beachten Sie | Im Steuerrecht hinge-
gen kann das Zusätzlichkeitserforder-
nis grundsätzlich nicht durch Entgelt-
umwandlungen erfüllt werden.

Ein Urteil des Bundessozialgerichts aus 
2021 stand dieser Handhabung jedoch 
entgegen, sodass sich die Spitzenorga-
nisationen der Sozialversicherung auf 
ein neues beitragsrechtliches Zusätz-
lichkeitserfordernis verständigen muss-
ten. Danach sind nun grundsätzlich die 
Kriterien des steuerlichen Zusätzlich-
keitserfordernisses nach § 8 Abs. 4 Ein-
kommensteuergesetz (EStG) in Ansatz 
zu bringen.

Hiernach werden Leistungen des Ar-
beitgebers oder auf seine Veranlassung 
eines Dritten (Sachbezüge oder Zu-
schüsse) für eine Beschäftigung nur 
dann zusätzlich zum ohnehin geschul-
deten Arbeitslohn erbracht, wenn

 • die Leistung nicht auf den Anspruch 
auf Arbeitslohn angerechnet,

 • der Anspruch auf Arbeitslohn nicht 
zugunsten der Leistung herabge-
setzt,

 • die verwendungs- oder zweckge-
bundene Leistung nicht anstelle 
einer bereits vereinbarten künfti-
gen Erhöhung des Arbeitslohns 
gewährt und

 • bei Wegfall der Leistung der Ar-
beitslohn nicht erhöht wird.

Beachten Sie | Die steuerlichen Kri-
terien sind auch dann zu prüfen, wenn 
allein das Beitragsrecht der Sozialver-
sicherung - nicht aber das Steuerrecht 
- für bestimmte Tatbestände ein Zusätz-
lichkeitserfordernis verlangt. Bei Ent-
geltumwandlungen im Sinne eines vor-
herigen Entgeltverzichts und daraus re-
sultierenden neuen Zuwendungen des 
Arbeitgebers ist daher regelmäßig da-
von auszugehen, dass es an der Zusätz-
lichkeit der neuen Zuwendungen fehlt.

Quelle | Besprechung des GKV-Spitzenver-
bandes, der Deutschen Rentenversicherung 
Bund und der Bundesagentur für Arbeit über 
Fragen des gemeinsamen Beitragseinzugs 
am 11.11.2021, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 
227946

Für alle Steuerpflichtigen

Keine Spekulationssteuer: 
Gewinn aus dem Verkauf 
eines selbst bewohnten 
Gartenhauses

| Wird ein Gebäude innerhalb der 
10-jährigen Spekulationsfrist mit Ge-
winn verkauft, unterliegt es nicht der 
Einkommensteuer, wenn es zuvor zu 
eigenen Wohnzwecken genutzt wurde. 
Nach einer Entscheidung des Bundesfi-
nanzhofs gilt diese gesetzliche Privile-
gierung auch für ein Grundstück mit 
einem (voll erschlossenen) Garten-
haus, das baurechtswidrig dauerhaft 
bewohnt wurde. |

◼◼ Sachverhalt 

Im Streitfall veräußerte der Steuer-
pflichtige innerhalb der Zehnjahres-
frist Grundstücke, die in einem Klein-
gartengelände lagen und auf denen 
sich ein von ihm selbst bewohntes Gar-
tenhaus befand. Die Errichtung des 
Gartenhauses war dem früheren Ei-
gentümer nur unter der Auflage ge-
nehmigt worden, dass das Gebäude 
nicht zum dauernden Aufenthalt von 
Personen genutzt werden darf. 

Das Finanzamt unterwarf den Veräuße-
rungsgewinn – ebenso wie das Finanz-
gericht München – der Einkommen-
steuer. Der Bundesfinanzhof sah das 
aber nun anders.

Eine „Nutzung zu eigenen Wohnzwe-
cken“ setzt u. a. voraus, dass eine Im-
mobilie tatsächlich zum Bewohnen dau-
erhaft geeignet ist, was vor allem die 
Beschaffenheit des Gebäudes betrifft. 
Dabei kann auch eine baurechtswidrige 
Nutzung begünstigt sein. 

Beachten Sie | Bei seiner Entschei-
dung hat sich der Bundesfinanzhof maß-
gebend von Sinn und Zweck der Privile-
gierung leiten lassen: Die Norm dient 
der Verhinderung der ungerechtfertig-
ten Besteuerung eines Veräußerungs-
gewinns bei einer Wohnsitzaufgabe, 
also beispielsweise wegen eines Ar-
beitsplatzwechsels. Und dieser Geset-
zeszweck ist bei baurechtswidriger Nut-
zung von Wohneigentum ebenso erfüllt 
wie bei einer mit dem Baurecht überein-
stimmenden Nutzung.

Quelle | BFH-Urteil vom 26.10.2021, Az. IX R 
5/21, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 228131; 
BFH-PM Nr. 10/22 vom 17.3.2022

Für alle Steuerpflichtigen

Häusliches Arbeitszimmer muss für die Tätigkeit 
nicht erforderlich sein

| Ein Abzug von Aufwendungen für ein häusliches Arbeitszimmer setzt nicht voraus, 
dass das Arbeitszimmer für die Tätigkeit des Steuerpflichtigen erforderlich ist. Für 
den Abzug genügt es, wenn der Raum ausschließlich oder nahezu ausschließlich für 
betriebliche/berufliche Zwecke genutzt wird. Diese Entscheidung des Bundesfinanz-
hofs zu Aufwendungen für ein häusliches Arbeitszimmer einer Flugbegleiterin wurde 
nachträglich zur amtlichen Veröffentlichung bestimmt (BFH-Urteil vom 3.4.2019, 
Az. VI R 46/17; BFH-PM Nr. 13/22 vom 24.3.2022). |
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Für Vermieter

Steuerfolgen bei Übertragung eines Vermietungs-
objekts gegen Versorgungsleistungen

| Übertragen Eltern ihren Kindern private Vermietungsobjekte gegen Versor-
gungsleistungen, stellt sich u. a. die Frage, in welchem Umfang die gezahlten Ver-
sorgungsleistungen abzugsfähig sind. In einer aktuellen Entscheidung hat sich nun 
der Bundesfinanzhof mit diesem Thema beschäftigt. |

Bei einer Vermögensübertragung gegen 
Versorgungsleistungen können die Ver-
sorgungsleistungen beim Zahlenden als 
Sonderausgaben abzugsfähig sein. Der 
Empfänger muss die Zahlungen als 
sonstige Einkünfte versteuern. 

Dies gilt (wie der Bundesfinanzhof nun 
klarstellte) bei Übertragungen nach 
dem 31.12.2007 aber nur für Vermögen, 
das in § 10 Abs. 1a Nr. 2 Einkommen-
steuergesetz (EStG) abschließend auf-
gezählt ist. Danach gilt eine Begünsti-
gung nur für Versorgungsleistungen im 
Zusammenhang mit der Übertragung 
von Mitunternehmeranteilen, (Teil-)
Betrieben und bestimmten GmbH-An-
teilen. Demzufolge ist insbesondere die 
Übertragung von Immobilienvermögen 
nicht begünstigt.

Wird nicht begünstigtes Vermögen (im 
Streitfall ein vermietetes Mehrfamilien-
haus) übertragen, liegt eine entgeltli-
che oder teilentgeltliche Übertragung 
vor. Ein rein unentgeltlicher Vorgang ist 
nicht gegeben. 

Beachten Sie | Ob es sich um einen 
voll- oder um einen teilentgeltlichen 
Vorgang handelt, hängt davon ab, ob 
sich Leistung und Gegenleistung ein-
ander gleichwertig gegenüberstehen.

Wird die Immobilie weiter vermietet, 
führen die wiederkehrenden Leistun-
gen des Übernehmers 

 • in Höhe ihres Barwerts zu Anschaf-
fungskosten (Werbungskosten über 
die Gebäude-Abschreibung) und

 • in Höhe ihres Zinsanteils zu sofort 
abziehbaren Werbungskosten bei 
den Einkünften aus Vermietung 
und Verpachtung.

Der Übergeber der Immobilie muss den 
Ertragsanteil als sonstige Einkünfte ver-
steuern. Sofern die Veräußerung inner-
halb der Zehnjahresfrist des § 23 EStG 
erfolgt, kommt auf ihn ggf. auch noch 
die Besteuerung eines privaten Veräu-
ßerungsgewinns zu. 

Quelle | BFH-Urteil vom 29.9.2021, Az. IX R 
11/19, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 226774

Für Arbeitgeber

Erstattung von Parkgebühren an Arbeitnehmer  
führt zu Arbeitslohn

| Die Erstattung von Parkgebühren an Arbeitnehmer führt bei diesen zu Arbeits-
lohn, wenn die Kosten bereits mit der Entfernungspauschale abgegolten sind. So 
lautet eine rechtskräftige Entscheidung des Finanzgerichts Niedersachsen. |

Auch wenn die Erstattung von Parkkos-
ten bei fehlenden kostenlosen Parkmög-
lichkeiten ein pünktliches Erscheinen 
der Beschäftigten am Arbeitsplatz und 
damit einen reibungslosen Betriebsab-
lauf begünstigen, so erfolgt die Über-
nahme der Parkkosten dennoch nicht im 
überwiegend eigenbetrieblichen Inter-
esse des Arbeitgebers.

Arbeitgeber hätte die Parkplätze 
anmieten müssen

Eine andere Beurteilung hätte der Ar-
beitgeber (im Streitfall eine Kranken-

hausgesellschaft) erreichen können, 
wenn er selbst auf dem Parkplatz Stell-
plätze angemietet und diese den Arbeit-
nehmern ohne konkrete Zuordnung all-
gemein kostenfrei zur Verfügung gestellt 
hätte. Denn die allgemein eingeräumte 
Möglichkeit, auf einem Firmenparkplatz 
einen der jeweils freien Parkplätze zu 
nutzen, führt im Gegensatz zu einer 
konkreten Geldzahlung nicht zu einem 
konkretisierbaren geldwerten Vorteil.

Quelle | FG Niedersachsen, Urteil vom 
27.10.2021, Az. 14 K 239/18, unter www.iww.de, 
Abruf-Nr. 228010

Für Unternehmer

Voraussetzungen  
für einen steuerfreien  
Sanierungsertrag

| Eine unternehmensbezogene Sanie-
rung liegt nach § 3a Einkommensteuer-
gesetz (EStG) vor, wenn der Steuer-
pflichtige für den Zeitpunkt des 
Schuldenerlasses die Sanierungsbe-
dürftigkeit und die Sanierungsfähigkeit 
des Unternehmens, die Sanierungseig-
nung des betrieblich begründeten 
Schuldenerlasses und die Sanierungs-
absicht der Gläubiger nachweist. Mit 
diesen Voraussetzungen hat sich jüngst 
das Finanzgericht Münster befasst. |

Hintergrund: Nach § 3a EStG sind Be-
triebsvermögensmehrungen oder Be-
triebseinnahmen aus einem Schulden-
erlass zum Zwecke einer unterneh-
mensbezogenen Sanierung steuerfrei.

Sanierungsbedürftig ist ein Unterneh-
men, wenn es ohne die Sanierung nicht 
fortgeführt werden kann. Die Beurtei-
lung erfolgt auf Basis der Ertrags- und 
Finanzlage, des Verhältnisses der liqui-
den Mittel zur Höhe der Schuldenlast 
und der Gesamtleistungsfähigkeit des 
Unternehmens. 

Beachten Sie | Sanierungsbedürftig-
keit liegt jedenfalls bei einem Insolvenz-
antragsgrund vor.

Sanierungsfähigkeit/-eignung ist ge-
geben, wenn das Überleben des Unter-
nehmens durch den Schuldenerlass 
und ggf. weitere Sanierungsmaßnah-
men bei objektiver Beurteilung gesi-
chert ist.

Sanierungsabsicht wird vermutet, wenn 
der Schuldner sanierungsbedürftig ist 
und der Erlass geeignet war, die Sanie-
rung herbeizuführen.

MERKE | Nach dem Beschluss des 
Finanzgerichts Münster stellt der An-
trag auf Anwendung des § 3a EStG ein 
rückwirkendes Ereignis im Sinne des  
§ 175 Abs. 1 Nr. 2 der Abgabenordnung 
dar. Danach ist ein Steuerbescheid zu 
erlassen, aufzuheben oder zu ändern, 
soweit ein Ereignis eintritt, das steuerli-
che Wirkung für die Vergangenheit hat.

Quelle | FG Münster, Beschluss vom 7.2.2022, 
Az. 9 V 2784/21 F, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 
228244
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Für alle Steuerpflichtigen

Bonuszahlungen der gesetzlichen Krankenkassen: 
150 EUR bleiben „steuerfrei“

| Die von einer gesetzlichen Krankenkasse auf der Grundlage von § 65a Sozialge-
setzbuch (SGB) V gewährte Geldprämie (Bonus) für gesundheitsbewusstes Verhal-
ten kann eine die Sonderausgaben mindernde Beitragserstattung darstellen. Eine 
erfreuliche Vereinfachung hat nun das Bundesfinanzministerium geschaffen: Bonus-
leistungen bis zur Höhe von 150 EUR pro versicherte Person stellen Leistungen der 
gesetzlichen Krankenversicherung dar und mindern die Sonderausgaben nicht. 
Diese Regelung ist bis Ende 2023 befristet. |

Hintergrund

Soweit die Aufwendungen die Basisab-
sicherung betreffen, stellen Beitrags-
zahlungen an die Krankenversicherung 
steuermindernde Sonderausgaben dar. 
Im Gegenzug mindern Beitragsrücker-
stattungen die abziehbaren Aufwendun-
gen. Bei der Behandlung von Bonuszah-
lungen gemäß § 65a SGB V ist wie folgt 
zu differenzieren:

Werden von der gesetzlichen Kranken-
versicherung Kosten für Gesundheits-
maßnahmen erstattet bzw. bonifiziert, 
die nicht im regulären Versicherungs-
umfang des Basiskrankenversiche-
rungsschutzes enthalten sind (z. B. Os-
teopathie-Behandlung) bzw. der Förde-
rung gesundheitsbewussten Verhaltens 
dienen (z. B. Mitgliedschaft in einem 
Sportverein) und von den Versicherten 
privat finanziert worden sind, handelt es 
sich nicht um eine Beitragsrückerstat-
tung. Die als Sonderausgaben abziehba-
ren Krankenversicherungsbeiträge sind 
daher nicht zu mindern. 

Beachten Sie | Eine pauschale Bonus-
leistung muss die tatsächlich entstan-
denen Kosten nicht exakt abdecken.

Eine die Sonderausgaben mindernde 
Beitragsrückerstattung liegt hingegen 
vor, wenn sich ein Bonus auf eine Maß-
nahme bezieht, die vom Basiskranken-

versicherungsschutz umfasst ist (insbe-
sondere gesundheitliche Vorsorge- oder 
Schutzmaßnahmen, z. B. zur Früher-
kennung bestimmter Krankheiten) oder 
für aufwandsunabhängiges Verhalten 
(z. B. Nichtraucherstatus, gesundes 
Körpergewicht) gezahlt wird.

Vereinfachung durch das  
Bundesfinanzministerium

Da die vorgenannte Unterscheidung 
schwierig sein kann, hat die Finanzver-
waltung eine bis Ende 2023 geltende 
Vereinfachung geschaffen: 

Es wird davon ausgegangen, dass Bo-
nuszahlungen auf der Grundlage von  
§ 65a SGB V bis zur Höhe von 150 EUR 
pro versicherte Person Leistungen der 
gesetzlichen Krankenversicherung dar-
stellen und den Sonderausgabenabzug 
nicht mindern. Nur darüber hinausge-
hende Zahlungen sind als Beitragsrück-
erstattung anzusehen und reduzieren 
den Sonderausgabenabzug. 

Beachten Sie | Etwas anderes gilt nur, 
soweit der Steuerpflichtige nachweist, 
dass Bonuszahlungen von mehr als 
150 EUR auf (unschädlichen) Leistun-
gen der gesetzlichen Krankenversiche-
rung beruhen.

Quelle | BMF-Schreiben vom 16.12.2021, Az. IV 
C 3 - S 2221/20/10012 :002, unter www.iww.de, 
Abruf-Nr. 226550

Für Arbeitgeber

Auslandsentsendung: Steuerfreie Kaufkraftzuschläge 
wurden zum 1.1.2022 angepasst

| Entsendet der Arbeitgeber Arbeitnehmer ins Ausland, kann er deren höhere Le-
benshaltungskosten vor Ort dadurch abgelten, dass er einen sogenannten Kauf-
kraftausgleich zahlt. Die nach § 3 Nr. 64 S. 3 Einkommensteuergesetz (EStG) steuer-
freien Beträge wurden durch das Bundesfinanzministerium zum 1.1.2022 angepasst. 
Enthalten sind sie im BMF-Schreiben vom 4.1.2022 (Az. IV C 5 - S 2341/20/10001 :001, 
unter www.iww.de, Abruf-Nr. 226791). |

Für GmbH-Gesellschafter

„Krisen-GmbH“:  
Wertansatz bei stehen-
gelassenem Darlehen

| In einem Revisionsverfahren wird sich 
der Bundesfinanzhof bald mit folgender 
Frage beschäftigen müssen: „Mit wel-
chem Wertansatz möchte der Gesetzge-
ber nachträgliche Anschaffungskosten 
beim Stehenlassen eines Darlehens in 
der Krise der Gesellschaft im eingefüg-
ten § 17 Abs. 2a Einkommensteuerge-
setz (EStG) berücksichtigt wissen?“ |

Hintergrund und  
Ansicht der Vorinstanz

Die Geltendmachung von Verlusten aus 
Anteilen an Kapitalgesellschaften be-
schäftigt immer wieder die Gerichte.

Durch § 17 Abs. 2a EStG hat der Gesetz-
geber eine Definition der Anschaffungs-
kosten und nachträglichen Anschaf-
fungskosten vorgenommen. Nach §  17 
Abs. 2a S. 3 Nr. 1 bis 3 EStG gehören zu 
den nachträglichen Anschaffungskosten 
u. a. Darlehensverluste, soweit die Ge-
währung des Darlehens oder das Ste-
henlassen des Darlehens in der Krise 
der Gesellschaft gesellschaftsrechtlich 
veranlasst war. 

Die Vorinstanz (das Finanzgericht Berlin-
Brandenburg) ist nun in einem Streitfall 
zu der Überzeugung gelangt, dass es 
auch nach jetziger Gesetzeslage – ent-
sprechend den bisher in der Rechtspre-
chung entwickelten Grundsätzen – in 
Bezug auf die Berücksichtigung des 
Darlehens als nachträgliche Anschaf-
fungskosten auf die Werthaltigkeit an-
kommt, die zu dem Zeitpunkt besteht, in 
dem der Gesellschafter es mit Rück-
sicht auf das Gesellschaftsverhältnis 
nicht abzieht.

PRAXISTIPP | In der steuerrechtli-
chen Literatur wird demgegenüber 
teilweise vertreten, dass beim Ausfall 
stehengelassener Darlehen der Nenn-
wert zu berücksichtigen sei. Denn nur 
so sei einkommensteuerlich eine 
Gleichbehandlung von Eigen- und 
Fremdkapital einerseits und von Dar-
lehensverlusten in ihren unterschied-
lichen Erscheinungsformen anderer-
seits erreichbar.

Quelle | FG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 
4.6.2021, Az.  5 K 5188/19, Rev. BFH: Az. IX R 
21/21, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 227810
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Für Unternehmer

Pauschbeträge für 
Sachentnahmen 2022

| Das Bundesfinanzministerium hat die 
Pauschbeträge für Sachentnahmen 
(Eigenverbrauch) 2022 veröffentlicht. |

Die Pauschbeträge beruhen auf Erfah-
rungswerten und bieten dem Steuer-
pflichtigen die Möglichkeit, Warenent-
nahmen monatlich pauschal zu verbu-
chen. Sie entbinden ihn damit von der 
Aufzeichnung vieler Einzelentnahmen.

Da diese Regelung der Vereinfachung 
dienen soll, sind Zu- oder Abschläge 
wegen individueller Ess- oder Trinkge-
wohnheiten nicht zulässig. Selbst 
Krankheit oder Urlaub rechtfertigen 
keine abweichende Handhabung. 

Beachten Sie | Werden Betriebe je-
doch nachweislich wegen einer landes-
rechtlichen Verordnung, einer kommu-
nalen Allgemeinverfügung oder einer 
behördlichen Anweisung vollständig 
wegen der Coronapandemie geschlos-
sen, kann in diesen Fällen ein zeitanteili-
ger Ansatz der Pauschbeträge erfolgen.

Das Bundesfinanzministerium weist 
darauf hin, dass es sich um pauschale 
Jahreswerte für eine Person handelt. 
Für Kinder bis zum vollendeten  
2. Lebensjahr entfällt der Ansatz eines 
Pauschbetrags. Bis zum vollendeten 
12. Lebensjahr ist die Hälfte des jewei-
ligen Werts anzusetzen. 

Quelle | BMF-Schreiben vom 20.1.2022, Az. IV 
A 8 - S 1547/19/10001 :003, unter www.iww.de, 
Abruf-Nr. 227216

Für alle Steuerpflichtigen

Broschüre „Vereine & 
Steuern“ aktualisiert

| Das Finanzministerium Nordrhein-
Westfalen hat die Broschüre „Vereine 
& Steuern“ aktualisiert (Stand: Januar 
2022). Der Ratgeber wendet sich an 
Vereinsvorstände (insbesondere an 
Kassenwarte) und behandelt von der 
Gemeinnützigkeit bis zur Zuwen-
dungsbestätigung wichtige Themen. 
Die Broschüre ist auf der Website des 
Finanzministeriums Nordrhein-West-
falen (unter www.iww.de/s3054) ver-
fügbar. |

Für Vermieter

Mieterabfindungen: Sofort abziehbare Werbungs-
kosten oder anschaffungsnahe Herstellungskosten? 

| In der Praxis ist die „Steuerfalle“ der anschaffungsnahen Herstellungskosten  
(§ 6 Abs. 1 Nr. 1a Einkommensteuergesetz [EStG]) zu beachten. Denn Investitionen 
innerhalb von drei Jahren nach der Anschaffung können, wenn sie 15 % der An-
schaffungskosten des Gebäudes übersteigen, nicht mehr im Jahr der Zahlung, 
sondern nur über die Gebäudeabschreibung (regelmäßig 50 Jahre) als Werbungs-
kosten abgezogen werden. In diesem Zusammenhang ist auf ein wenig erfreuli-
ches Urteil des Finanzgerichts Münster hinzuweisen, wonach Mieterabfindungen 
bei Entmietung wegen Renovierungsarbeiten einzubeziehen sind. |

Auffassung des  
Finanzgerichts Münster

Zu den Aufwendungen im Sinne des § 6 
Abs. 1 Nr. 1a S. 1 EStG gehören sämtli-
che Aufwendungen für bauliche Maß-
nahmen, die im Rahmen einer im Zu-
sammenhang mit der Anschaffung des 
Gebäudes vorgenommenen Instand-
setzung und Modernisierung anfallen. 

Gesetzlich ausgenommen sind:
 • Aufwendungen für Erweiterungen 

und
 • Aufwendungen für Erhaltungsar-

beiten, die jährlich üblicherweise 
anfallen.

Das Finanzgericht Münster ist nun der 
Ansicht, dass nicht nur die Kosten von 
baulichen Maßnahmen einzubeziehen 
sind, sondern auch die damit in engem 
wirtschaftlichen Zusammenhang ste-
henden sonstigen Aufwendungen, die 
durch die Durchführung der Maßnahme 
veranlasst sind und dieser dienen sol-
len (etwa die Baumaßnahme vorberei-
tende Aufwendungen). 

Beachten Sie | Dazu können neben 
Aufwendungen für die Planung der je-
weiligen Baumaßnahme auch die Kos-
ten zählen, die für die Entmietung auf-
gewendet werden. Entscheidend ist also 
der jeweilige Veranlassungszusammen-
hang der Kosten. Das heißt: 

 • Soweit sonstige Kosten aufgewen-
det werden, um eine Instandset-
zungs- und Modernisierungsmaß-
nahme erst durchzuführen, sind 
diese den anschaffungsnahen Her-
stellungskosten zuzuordnen. 

 • Stehen solche Kosten hingegen im 
Zusammenhang mit sonstigen 
Kosten, die nicht zu den anschaf-
fungsnahen Herstellungskosten 
zählen, stellen diese sofort abzieh-
bare Werbungskosten dar. 

Nach Möglichkeit: Zeitliche  
Verschiebung der Maßnahmen

Man darf gespannt sein, wie der Bun-
desfinanzhof in der Revision entschei-
den wird. 

Beachten Sie | Um die unschönen 
Steuerfolgen der anschaffungsnahen 
Herstellungskosten (Aufwendungen nur 
über die Gebäude-Abschreibung ab-
zugsfähig) zu vermeiden, sollte die  
15 %-Grenze innerhalb der Drei-Jahres-
Frist nach Möglichkeit nicht überschrit-
ten werden. Dies gelingt in der Regel 
durch zeitliche Verschiebung der Maß-
nahmen.

Quelle | FG Münster, Urteil vom 12.11.2021, Az. 
4 K 1941/20 F, Rev. BFH Az. IX R 29/21, unter 
www.iww.de, Abruf-Nr. 226373

Für Kapitalanleger

Finanzkonten-Informationsaustauschgesetz:  
Voraussichtliche Staatenaustauschliste 2022

| Nach den Vorgaben des Finanzkonten-Informationsaustauschgesetzes werden In-
formationen über Finanzkonten in Steuersachen zwischen dem Bundeszentralamt 
für Steuern und der zuständigen Behörde des jeweils anderen Staates automatisch 
ausgetauscht. Das Bundesfinanzministerium (11.2.2022, Az. IV B 6 - S 1315/19/10030 
:041) hat nun die Staaten bekannt gegeben, mit denen voraussichtlich der automati-
sche Datenaustausch zum 30.9.2022 erfolgt. |
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Für Unternehmer

Grundstücksverkäufe: Der Widerruf der Option  
zur Umsatzsteuerpflicht ist möglich

| Die Vermietung und der Verkauf von Grundstücken sind grundsätzlich umsatz-
steuerfrei. Doch die Möglichkeit der Option zur Steuerpflicht und der daran an-
knüpfende Vorsteuerabzug bieten Gestaltungsmöglichkeiten. Ändern sich die Ver-
hältnisse und soll die beim Erwerb eines Grundstücks ausgeübte Option später 
widerrufen werden, war das bislang faktisch nicht möglich. Doch nun gibt es posi-
tive Nachrichten vom Bundesfinanzhof. |

Grundsätzliches

Der Verkauf und die Vermietung von 
Grundstücken sind umsatzsteuerfrei. 
Auf die Steuerfreiheit kann allerdings 
verzichtet werden. Diese Option setzt 
voraus, dass ein Umsatz an einen Un-
ternehmer für dessen Unternehmen 
erfolgt. Bei Grundstückslieferungen ist 
zudem Voraussetzung, dass die Option 
im Zwangsversteigerungstermin bis zur 
Abgabe des ersten Gebots und in allen 
anderen Fällen in dem Notarvertrag 
ausgeübt wird.

Zeitliche Ausübung der Option

In einer Entscheidung aus 2015 hatte 
der Bundesfinanzhof ausgeführt, dass 
der Verzicht auf die Steuerbefreiung 
der Lieferung eines Grundstücks (au-
ßerhalb eines Zwangsversteigerungs-
verfahrens) nur in dem dieser Grund-
stückslieferung zugrunde liegenden 
notariell zu beurkundenden Vertrag 

erklärt werden kann. Ein späterer Ver-
zicht ist unwirksam, auch wenn er nota-
riell beurkundet wird.

Zeitliche Ausübung des Widerrufs

Nach einem aktuellen Beschluss des 
Bundesfinanzhofs kann die bei einem 
Grundstückserwerb ausgeübte Option 
widerrufen werden, solange die Steuer-
festsetzung für das Jahr der Leistungs-
erbringung anfechtbar oder wegen ei-
nes Vorbehalts der Nachprüfung noch 
änderbar ist. Denn würde das Recht 
zum Widerruf gleichzeitig mit dem Ver-
zicht der Steuerbefreiung ausgeübt wer-
den müssen, wäre der Widerruf des Ver-
zichts faktisch ausgeschlossen.

Damit ist die anderslautende Ansicht 
der Finanzverwaltung überholt und 
muss angepasst werden.

Quelle | BFH, Beschluss vom 2.7.2021, Az. XI 
R 22/19, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 225543; 
BFH-Urteil vom 21.10.2015, Az. XI R 40/13

Für Unternehmer

Moderner „musizierender“ Discjockey ist  
nicht gewerblich tätig 

| Das Finanzgericht Düsseldorf hat jüngst (rechtskräftig) entschieden, dass ein 
moderner – mithilfe von Hard- und Software musizierender – Discjockey (DJ) als 
Künstler einzustufen ist. Damit erzielt er Einkünfte aus selbstständiger Tätigkeit 
und muss keine Gewerbesteuer zahlen. |

◼◼ Sachverhalt 

Der DJ legte bei Hochzeiten, Geburts-
tagsfeiern sowie Firmenveranstaltun-
gen gegen Entgelt auf. Gelegentlich 
trat er auch in Clubs auf. Mit den je-
weiligen Auftraggebern vereinbarte 
er, dass er weder in der Programmge-
staltung noch in der Darbietung Wei-
sungen unterliegt. Das Finanzamt 
ordnete die Tätigkeit als gewerblich 
ein. Der DJ sah sich hingegen als 
Künstler und hatte damit im Klagever-
fahren Erfolg. 

Ein moderner DJ spielt nicht nur Lieder 
anderer Interpreten ab. Er erzeugt durch 
die Kombination von Songs, Samples, 
Beats und Effekten ein neues Klanger-
lebnis. Für die Einordnung als Künstler 
ist es irrelevant, auf welcher Art von Ver-
anstaltung der DJ auftritt. Entscheidend 
ist, dass er (ähnlich einer Live-Band) 
mithilfe von „Instrumenten“ Tanzmusik 
unterschiedlicher Genres aufführt.

Quelle | FG Düsseldorf, Urteil vom 12.8.2021, 
Az. 11 K 2430/18 G, unter www.iww.de, Abruf-
Nr. 225184

Für GmbH-Geschäftsführer

Auf Entgeltumwandlung 
beruhende Pensions-
zusage: Erdienbarkeit  
ist kein Kriterium

| Finanziert ein GmbH-Gesellschafter-
Geschäftsführer seine Pensionszusage 
mittels Entgeltumwandlung, ist die Er-
dienbarkeit der Zusage kein Kriterium 
für die steuerliche Anerkennung. Eine 
verdeckte Gewinnausschüttung liegt 
nach Ansicht des Finanzgerichts Düs-
seldorf somit nicht vor. Obwohl diese 
Entscheidung auf der Linie der Recht-
sprechung des Bundesfinanzhofs liegt, 
hat das Finanzamt gegen die nicht zu-
gelassene Revision Nichtzulassungs-
beschwerde eingelegt. |

Hintergrund: Bei einer verdeckten Ge-
winnausschüttung handelt es sich  
– vereinfacht – um Vermögensvorteile, 
die dem Gesellschafter einer Kapital-
gesellschaft außerhalb der gesell-
schaftsrechtlichen Gewinnverteilung 
gewährt werden. Sie darf den Gewinn 
der Gesellschaft nicht mindern.

◼◼ Sachverhalt 

Die Besonderheit des Streitfalls be-
stand darin, dass Pensionsempfänger 
ein Geschäftsführer und Alleingesell-
schafter einer GmbH war, der zum 
fraglichen Zeitpunkt 60 Jahre und vier 
Monate alt war. Die Pensionszusage 
sollte durch eine monatliche Gehalts-
umwandlung bei garantierter Verzin-
sung von 3 % pro Jahr finanziert wer-
den und sah eine Altersleistung ab 
Vollendung des 71. Lebensjahrs vor.  

Nach Ansicht des Finanzgerichts schei-
tert die steuerliche Anerkennung der 
Zusage nicht an der fehlenden Erdien-
barkeit, da dieses Kriterium bei einer 
durch Entgeltumwandlung finanzierten 
Altersvorsorge nicht anzuwenden ist. In 
einem solchen Fall hat der Arbeitgeber 
die finanziellen Folgen der Zusage nicht 
zu tragen und ist durch diese wirtschaft-
lich nicht belastet. 

Weder die Erteilung der Zusage unmit-
telbar nach Gründung der GmbH noch 
die fehlende Probezeit waren schäd-
lich, zumal der Geschäftsführer über 
ausreichend Berufserfahrung verfügte.

Quelle | FG Düsseldorf, Urteil vom 16.11.2021, 
Az. 6 K 2196/17 K,G,F, NZB BFH: Az. I B 89/21, 
unter www.iww.de, Abruf-Nr. 226388



– 12 – Im Mai 2022

 ↘ HAFTUNGSAUSSCHLUSS
Der Inhalt des Rundschreibens ist nach 
bestem Wissen und Kenntnisstand 
 erstellt worden. Die Komplexität und der 
ständige Wandel der Rechtsmaterie ma-
chen es notwendig, Haftung und  Gewähr 
auszuschließen. Das Rundschreiben 
 ersetzt nicht die individuelle persönliche 
Beratung.

Für alle Steuerpflichtigen

Privates Veräußerungsgeschäft: Keine Selbstnutzung 
bei Überlassung an unterhaltsberechtigtes Kind

| Ein Gebäude wird nicht zu eigenen Wohnzwecken genutzt, wenn es Eltern einem 
volljährigen Kind unentgeltlich überlassen, für das kein Anspruch auf Kindergeld 
mehr besteht. Damit gilt die Ausnahmeregelung, die ein privates Veräußerungs-
geschäft vermeidet, nach Ansicht des Finanzgerichts Niedersachsen in diesen 
Fällen nicht. |

Hintergrund

Nach § 23 des Einkommensteuergeset-
zes (EStG) unterliegen private Veräuße-
rungsgeschäfte mit Grundstücken, bei 
denen der Zeitraum zwischen Anschaf-
fung und Veräußerung nicht mehr als 
zehn Jahre beträgt, der Spekulationsbe-
steuerung. Ausgenommen sind jedoch 
Wirtschaftsgüter, die 

 • im Zeitraum zwischen Anschaffung 
und Veräußerung ausschließlich zu 
eigenen Wohnzwecken (1. Alterna-
tive) oder 

 • im Jahr der Veräußerung und in den 
beiden vorangegangenen Jahren zu 
eigenen Wohnzwecken (2. Alterna-
tive) genutzt wurden. 

Sachverhalt und Entscheidung

Eine Steuerpflichtige hatte eine 4-Zim-
mer-Wohnung innerhalb der 10-Jahres-
frist des § 23 EStG veräußert (Anschaf-
fung im April 2010, Verkauf im Dezem-
ber 2016). Strittig war nun, ob die Nut-
zung der Wohnung durch die drei Söhne 
eine Nutzung zu eigenen Wohnzwecken 
im Sinne des § 23 EStG darstellt.

Im Streitfall waren zwei Söhne weit vor 
der Veräußerung aus der Kindergeldbe-
rechtigung „herausgewachsen“. Es be-
stand insoweit eine Unterhaltsverpflich-
tung der Eltern. Der jüngste Sohn, für 
den Anspruch auf Kindergeld bestand, 
lebte ab Oktober 2013 in der Wohnung.

Bei der unentgeltlichen Überlassung an 
Kinder unterscheidet die Finanzverwal-
tung wie folgt: 

 • Eine Nutzung zu eigenen Wohn-
zwecken liegt auch vor, wenn der 
Steuerpflichtige das Wirtschafts-
gut einem Kind, für das er An-
spruch auf Kindergeld oder einen 
Kinderfreibetrag hat, unentgeltlich 
zu Wohnzwecken überlassen hat. 

 • Die Überlassung eines Wirtschafts-
guts an andere (auch unterhaltsbe-
rechtigte) Angehörige stellt hinge-
gen keine Nutzung zu eigenen 
Wohnzwecken dar.

Nach Auffassung des Finanzgerichts 
Niedersachsen war die Veräußerung 
im Streitfall steuerpflichtig, weil die 
folgenden Voraussetzungen nicht vor-
lagen: 

 • Eine (teilweise) Nutzung der Woh-
nung durch das Kind ist dem Eigen-
tümer als eigene lediglich dann zu-
zurechnen, wenn diese Nutzungs-
überlassung gleichzeitig mit einer 
Nutzung durch den Eigentümer 
einhergeht oder 

 • die Wohnung in ihrer Gesamtheit 
dem berücksichtigungsfähigen Kind 
zur alleinigen Nutzung überlassen 
wird. 

Beachten Sie | Die Entscheidung ist 
nicht rechtskräftig, da die Revision 
beim Bundesfinanzhof anhängig ist. 

Quelle | FG Niedersachsen, Urteil vom 
16.6.2021, Az. 9 K 16/20, Rev. BFH: Az. IX R 28/21, 
unter www.iww.de, Abruf-Nr. 227033

Für alle Steuerpflichtigen

Antrag auf Übermittlung der Steueridentifikations-
nummer vereinfacht
| Der sogenannte Chatbot ViOlA („virtuelle Online-Auskunft“) des Bundeszentral-
amts für Steuern (BZSt) ist um eine Funktion erweitert worden: Im Chat mit dem 
virtuellen Assistenten können Bürger (falls erforderlich) die erneute Übermittlung 
der steuerlichen Identifikationsnummer beantragen. Bisher war für diesen Antrag 
ein gesondertes Formular zu verwenden (BZSt, Mitteilung vom 24.1.2022). |

Für alle Steuerpflichtigen

Abziehbarkeit von  
Unterhaltszahlungen: 
Geringes Vermögen  
nur bis 15.500 EUR?

| Unter gewissen Voraussetzungen 
sind Unterhaltsleistungen als außer-
gewöhnliche Belastungen nach § 33a 
Einkommensteuergesetz (EStG) ab-
ziehbar (in 2022 bis zu 9.984 EUR). 
Eine Voraussetzung ist die Bedürftig-
keit des Unterhaltsempfängers im 
Sinne des § 1602 Bürgerliches Gesetz-
buch (BGB). In diesem Zusammenhang 
musste nun das Finanzgericht Rhein-
land-Pfalz entscheiden, wie hoch das 
eigene Vermögen des Unterhaltsemp-
fängers sein darf. |

Nach der gesetzlichen Regelung bleibt 
ein angemessenes Hausgrundstück, 
das vom Steuerpflichtigen allein oder 
zusammen mit Angehörigen ganz oder 
teilweise bewohnt wird, bei der Prü-
fung außer Ansatz. Darüber hinaus ist 
die Finanzverwaltung der Ansicht, dass 
in der Regel ein Vermögen bis zu einem 
gemeinen Wert (Verkehrswert) von 
15.500 EUR als geringfügig bzw. un-
schädlich angesehen werden kann. 

Nach Auffassung des Finanzgerichts 
Rheinland-Pfalz ist diese Grenze auch 
für den Veranlagungszeitraum 2019 he-
ranzuziehen, auch wenn die Grenze seit 
1975 (damals: 30.000 DM) nicht erhöht 
worden ist.

Beachten Sie | Man darf gespannt 
sein, ob der Bundesfinanzhof im anste-
henden Revisionsverfahren nun einen 
Anpassungsbedarf feststellt. 

Quelle | FG Rheinland-Pfalz, Urteil vom 
26.8.2021, Az. 6 K 1098/21, Rev. BFH: Az. VI R 
21/21, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 225161;  
R 33a.1 Abs. 2 Einkommensteuer-Richtlinien 




